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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Hock: 

In der 111. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 10. November 1955 wurde der Entwurf eines 
Gesetzes betreffend das deutsch-isländische Proto- 
koll vom 19. Dezember 1950 über den Schutz von 
Urheberrechten und gewerblichen Schutzrechten 
— Drucksache 1785 — an den Ausschuß für ge- 
werblichen Rechtsschutz und Urheberrecht über- 
wiesen. Zuvor hatte der Bundesrat in seiner 147. 
Sitzung am 7. Oktober 1955 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Gesetzentwurf enthält in Artikel 1 die Zu- 
stimmung zu dem am 19. Dezember 1950 Unter- 
zeichneten Protokoll über Verhandlungen zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik und der Regie- 
rung der Republik Island betreffend den Schutz 
von Urheberrechten und gewerblichen Schutzrech- 
ten. In dem Protokoll wird die Behandlung der 
Inländer auf dem Gebiet des gewerblichen Rechts- 
schutzes sowie des Urheberrechts an Werken der 
Literatur und Tonkunst gewährt. Der Rechts- 
schutz erstreckt sich sowohl auf die nach dem 
8. Mai 1945 begründeten neuen Rechte als auch auf 
die vor diesem Tag zur Entstehung gelangten Alt- 
rechte deutscher Staatsangehöriger in Island. Im 
übrigen verpflichten sich beide vertragschließen- 
den Teile, die entsprechenden Rechte von Angehö- 


rigen des anderen Teils, die infolge von Kriegsaus- 
wirkungen beeinträchtigt worden sind, wieder- 
herzustellen. 

Wenn auch die Berlin-Klausel des Protokolls 
nicht der heute üblichen Formulierung ent- 
spricht, so hält es die Bundesregierung doch für 
unzweckmäßig, jetzt noch an Island wegen einer 
Änderung des Wortlauts heranzutreten, um klar- 
zustellen, daß das Protokoll im Lande Berlin erst 
gilt, wenn es auch in Berlin zum Gesetz erhoben 
ist. 

Das Protokoll ist dem Deutschen Bundestag zur 
Zustimmung vorgelegt worden, weil es sich hier- 
bei um einen Vertrag handelt, der sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung (Art. 59 Abs. 2 GG) 
bezieht. Das Protokoll ist völkerrechtlich am ^.De- 
zember 1950 in Kraft getreten. 

Der Ausschuß für gewerblichen Rechtsschutz 
und Urheberrecht hat den Gesetzentwurf in seiner 
11. Sitzung am 14. März 1956 beraten. Er hat sich 
der Begründung der Bundesregierung angeschlos- 
ken und einstimmig dem Gesetzentwurf zuge- 
stimmt. 


Bonn, den 16. März 19o6 


Dr. Hock 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1785 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 16. März 1956 

Der Ausschuß für gewerblichen Rechtsschutz 
und Urheberrecht 

Wagner (Ludwigshafen) Dr. Hock 

Vorsitzender Berichterstatter 
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